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DGUV Vorschrift 1
Unfallverhütungsvorschrift
Grundsätze der Prävention

Offizieller abgestimmter Mustertext zu der Fassung von November 2013 mit 

den beigefügten Konkretisierungen und branchenspezifischen Bestimmungen 

sämtlicher Berufsgenossenschaften in folgenden aktuellen offiziellen 

Fassungen:

 BG ETEM FASSUNG 

 BG
 Verkehr 

Vom 1. Oktober 2014
 VBG 

BG RCI

BGHW  FASSUNG 

Vom 1. August 2014

 BGHM FASSUNG 

 BGN Vom 1. Januar 2015

BG BAU  FASSUNG 

Im Inkraftsetzungsverfahren bei Drucklegung.

BGW  FASSUNG 

Vom Juli 2014

Mehr Informationen zum Titel

https://www.vde-verlag.de/buecher/315586
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Erstes Kapitel
Allgemeine Vorschriften

§ 1 Geltungsbereich von Unfallverhütungsvorschriften

(1) Unfallverhütungsvorschriften gelten für Unternehmer und Versicherte; sie 

gelten auch

• für Unternehmer und Beschäftigte von ausländischen Unternehmen, 

die eine Tätigkeit im Inland ausüben, ohne einem Unfallversiche-

rungsträger anzugehören;

• soweit in dem oder für das Unternehmen Versicherte tätig werden, für 

die ein anderer Unfallversicherungsträger zuständig ist.

(2) Für Unternehmer mit Versicherten nach § 2 Absatz 1 Nummer 8 Buchsta-

be b Sozialgesetzbuch Siebtes Buch (SGB VII) gilt diese Unfallverhütungs-

vorschrift nur, soweit nicht der innere Schulbereich betroffen ist.

Zweites Kapitel
Pflichten des Unternehmers

§ 2 Grundpflichten des Unternehmers

(1) Der Unternehmer hat die erforderlichen Maßnahmen zur Verhütung von 

Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Gesundheitsge-

fahren sowie für eine wirksame Erste Hilfe zu treffen. Die zu treffenden 

Maßnahmen sind insbesondere in staatlichen Arbeitsschutzvorschriften 

(Anlage 1), dieser Unfallverhütungsvorschrift und in weiteren Unfallverhü-

tungsvorschriften näher bestimmt. Die in staatlichem Recht bestimmten 

Maßnahmen gelten auch zum Schutz von Versicherten, die keine Beschäf-

tigten sind.

(2) Der Unternehmer hat bei den Maßnahmen nach Absatz 1 von den allge-

meinen Grundsätzen nach § 4 Arbeitsschutzgesetz auszugehen und dabei 

vorrangig das staatliche Regelwerk sowie das Regelwerk der Unfallversi-

cherungsträger heranzuziehen.

(3) Der Unternehmer hat die Maßnahmen nach Absatz 1 entsprechend den 

Bestimmungen des § 3 Absatz 1 Sätze 2 und 3 und Absatz 2 Arbeitsschutz-
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gesetz zu planen, zu organisieren, durchzuführen und erforderlichenfalls 

an veränderte Gegebenheiten anzupassen.

(4) Der Unternehmer darf keine sicherheitswidrigen Weisungen erteilen.

(5) Kosten für Maßnahmen nach dieser Unfallverhütungsvorschrift und den

für ihn sonst geltenden Unfallverhütungsvorschriften darf der Unterneh-

mer nicht den Versicherten auferlegen.

§ 3 Beurteilung der Arbeitsbedingungen, Dokumentation,

 Auskunftspflichten

(1) Der Unternehmer hat durch eine Beurteilung der für die Versicherten mit

ihrer Arbeit verbundenen Gefährdungen entsprechend § 5 Absatz 2 und 3

Arbeitsschutzgesetz zu ermitteln, welche Maßnahmen nach § 2 Absatz 1

erforderlich sind.

(2) Der Unternehmer hat Gefährdungsbeurteilungen insbesondere dann zu

überprüfen, wenn sich die betrieblichen Gegebenheiten hinsichtlich

Sicherheit und Gesundheitsschutz verändert haben.

(3) Der Unternehmer hat entsprechend § 6 Absatz 1 Arbeitsschutzgesetz das

Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung nach Absatz 1, die von ihm festgeleg-

ten Maßnahmen und das Ergebnis ihrer Überprüfung zu dokumentieren.

(4) Der Unternehmer hat dem Unfallversicherungsträger alle Informationen

über die im Betrieb getroffenen Maßnahmen des Arbeitsschutzes auf

Wunsch zur Kenntnis zu geben.

(5) Für Personen, die in Unternehmen zur Hilfe bei Unglücksfällen oder im

Zivilschutz unentgeltlich tätig werden, hat der Unternehmer, der für die

vorgenannten Personen zuständig ist, Maßnahmen zu ergreifen, die de-

nen nach Absatz 1 bis 4 gleichwertig sind.

§ 4 Unterweisung der Versicherten

(1) Der Unternehmer hat die Versicherten über Sicherheit und Gesundheits-

schutz bei der Arbeit, insbesondere über die mit ihrer Arbeit verbundenen 

Gefährdungen und die Maßnahmen zu ihrer Verhütung, entsprechend

§ 12 Absatz 1 Arbeitsschutzgesetz sowie bei einer Arbeitnehmerüberlas-

sung entsprechend § 12 Absatz 2 Arbeitsschutzgesetz zu unterweisen; die
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Unterweisung muss erforderlichenfalls wiederholt werden, mindestens 

aber einmal jährlich erfolgen; sie muss dokumentiert werden.

(2) Der Unternehmer hat den Versicherten die für ihren Arbeitsbereich oder

für ihre Tätigkeit relevanten Inhalte der geltenden Unfallverhütungsvor-

schriften und Regeln der Unfallversicherungsträger sowie des einschlägi-

gen staatlichen Vorschriften- und Regelwerks in verständlicher Weise zu

vermitteln.

(3) Der Unternehmer nach § 136 Absatz 3 Nummer 3 Alternative 2 Sozialge-

setzbuch Siebtes Buch (SGB VII) hat den Schulhoheitsträger hinsichtlich

Unterweisungen für Versicherte nach § 2 Absatz 1 Nummer 8 Buchstabe b 

SGB VII zu unterstützen.

§ 5 Vergabe von Aufträgen

(1) Erteilt der Unternehmer den Auftrag,

1. Einrichtungen zu planen, herzustellen, zu ändern oder in Stand

zu setzen,

2. Arbeitsverfahren zu planen oder zu gestalten,

so hat er dem Auftragnehmer schriftlich aufzugeben, die in § 2 Absatz 1 

und 2 genannten für die Durchführung des Auftrags maßgeblichen Vorga-

ben zu beachten.

(2) Erteilt der Unternehmer den Auftrag, Arbeitsmittel, Ausrüstungen oder

Arbeitsstoffe zu liefern, so hat er dem Auftragnehmer schriftlich aufzuge-

ben, im Rahmen seines Auftrags die für Sicherheit und Gesundheitsschutz 

einschlägigen Anforderungen einzuhalten.

(3) Bei der Erteilung von Aufträgen an ein Fremdunternehmen hat der den

Auftrag erteilende Unternehmer den Fremdunternehmer bei der Gefähr-

dungsbeurteilung bezüglich der betriebsspezifischen Gefahren zu unter-

stützen. Der Unternehmer hat ferner sicherzustellen, dass Tätigkeiten mit

besonderen Gefahren durch Aufsichtführende überwacht werden, die die 

Durchführung der festgelegten Schutzmaßnahmen sicherstellen. Der Un-

ternehmer hat ferner mit dem Fremdunternehmen Einvernehmen herzu-

stellen, wer den Aufsichtführenden zu stellen hat.
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